
Ä1

Antrag

 Initiator*innen: Adrian Block, Vanesa Kameri, Yves Köppeler, Paula Griese,

Yannic Wulfdeit, Pia Hagmeister, Rim Bou Ali

(Parlamentarierer*in)

 Titel: Ä1 zu A12: Podiumsdiskussion zur Europawahl

Antragstext

Von Zeile 1 bis 2:

Das 52. Studierendenparlament nimmt die einzuladenden Parteien bzw. deren

Vertreter:innen zur Kenntnis.

Das 52. Studierendenparlament beauftragt den AStA eine Podiumsdiskussion zur

Europawahl mit Jugendorganisationen zu veranstalten. Die Studierendenschaft sieht

davon ab, politische Bewerber:innen zu einem ähnlichen Format einzuladen.

Begründung
Das Engagement des AStAs zur politischen Bildung ist löblich.

Podiumsdiskussionen tragen zur Meinungsbildung bei. Sie führen dazu, dass

Kandidierende und Vertretende von Parteien ihre Argumentation zu den wichtigen

Themen vortragen können und sie sich den Argumenten der anderen Parteien

stellen müssen.

In der letzten Zeit sehen wir immer häufiger, wie Anhänger der politischen Ränder

Argumente verdrehen, Fakten ignorieren oder bewusst lügen. Im Gegensatz zu

einer journalistischen Berichtserstattung, können Argumente bei einer

Podiumsdiskussion nicht unmittelbar auf Richtigkeit geprüft werden. Vertretende
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populistischer Parteien können in einem solchen Format wissenschafts-

gesellschaftsfeindliche Positionen verbreiten. Als Studierendenschaft, die sich offen

für Studierende aller Ethnien, Hautfarben, Religionen und Sexualitäten einsetzt,

dürfen wir nicht zulassen, dass Menschen, die im Visier rechtsextremer

Rattenfänger sind, auch noch zusätzlich in dem Safe-Space Universität diffamiert

werden.

Als Studierendenschaft sind wir nicht in der Lage, einzelne, auch klar

rechtsextreme, Parteien von solchen Formaten auszuschließen. Die

Studierendenschaft ist an den staatlichen Neutralitätsgrundsatz gebunden. Eine

Partei muss eingeladen werden, sofern sie nicht vom Bundesverfassungsgericht als

verfassungsfeindlich eingestuft wurde – also jede außer der NPD.

Wir möchten nicht, dass Politiker:innen, die die Menschenwürde mit Füßen treten

und die Wissenschaft leugnen in unserer Universität auftreten.

Wir möchten aber auch die politische Meinungsbildung fördern. Daher schlagen wir,

vor Jugendorganisationen aus einem breiten Meinungsspektrum, das dem

Grundgesetz folgt, einzuladen. So können wir weiterhin über die wichtigen Fragen

für Studierende debattieren, ohne das Ziel des Safe-Space unserer Universität zu

verletzen.
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